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Zusammenfassung

In der vergleichendenWohlfahrtsstaatsforschungwird Frankreichin der Regelals konservativ-

korporatistischer Regimetypus eingeordnet. Dagegen lässt sich jedoch einwenden, dass

Frankreichfür einehoheErwerbsbeteiligungvon Mütternund ein institutionellesNebeneinander

von sozialerGrundsicherungund Pflichtbeitragssystemensteht.Basierendauf der Normalitäts-

annahmeeinesZwei-Einkommen-Haushaltsfördert die französischeFamilienpolitik zum einen

durcheineneutraleHaltunggegenüberderErwerbstätigkeitvon Mütternundzumanderendurch

ein ausgebautesöffentlichesKinderbetreuungsnetzdie vollzeitige und kontinuierlicheErwerbs-

integrationvon Frauen.Diese Mischung verschiedenersozialpolitischerAnsätzelässt die Zu-

ordnungdesfranzösischenSozialmodellsin denkonservativenWohlfahrtsstaatstypusproblema-

tisch erscheinen.Nach Reformenin der französischenFamilienpolitik in den 90er Jahren lässt

sichauf demArbeitsmarkteineZunahmeneuerungesicherterErwerbsformenvor allembei weib-

lichen Beschäftigtenbeobachten.Eine sozialePolarisierungzwischenFrauenist die Folge.Auf

der einenSeitestehenFrauen,die aufgrundihres steigendenBildungserfolgseiner beruflichen

Karrierenachgehenund auf deranderenSeitegeringqualifizierteFrauen,die sichzunehmendin

prekärenArbeitsverhältnissenwiederfinden. Aus geschlechtersensiblerarbeitsmarkpolitischer

Perspektivestellt sichdaherdie Frage,ob sichnachdenVeränderungender französischenFami-

lienpolitik in den 90er Jahreneine größereEindeutigkeitbei der Zuordnungdesfranzösischen

Sozialmodells ergibt oder ob eine differenziertere Wohlfahrtsstaatstypologie angebracht wäre.

Abstract

In comparativewelfarestateresearch,Franceis often qualifiedasconservative-corporateregime

type. Against this position it can be arguedthat Francehasa high degreeof participationof

womenin professionalemployment.Thereis aninstitutionalmix of universalsocialbenefitsand

corporatecompulsorysocialinsurancesystems.Frenchfamily policiesarebasedon the ideaof a

dual-earner-model.A broad formal child-care coverageencouragedcontinuousand fulltime

integrationof womeninto the labourmarket.Becauseof this mixtureof socialpolicy approaches

a classificationof Franceasa conservativewelfareregimeseemsto be inappropriate.However,

after reformsin Frenchfamily policies in the 1990s,a remarkableshift from public child care

servicestowardsmarketbasedand individualisedprivate onescan be identified. At the same

time, therearenew forms anda growing numberof precariousjobs especiallyfor women.As a

consequence,thereis increasingsocialpolarisationamongwomenin thelabourmarket.Thereare

better careerchancesfor a few highly qualified women,but at the sametime more and more

womenfind themselvesin badly paid and precariousjobs. This working paperanalysessome

outcomesof theFrenchfamily reformscarriedout duringthe1990sfrom agendersensiblelabour

marketperspective.It askswhetherthesereformshavebroughttheFrenchwelfarestatecloserto

the conservative-corporate regime type, or whether a more differentiated classification is needed.
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1 Einleitung

Frankreichwird häufig als Vorbild für die Erwerbsintegrationvon Frauen,d. h. für die Verein-

barkeit von Familie und Beruf angeführt.Eine der weiblichen Erwerbsbeteiligunggegenüber

„neutrale“ Familienpolitik und ein ausgebautesöffentlichesBetreuungsangebotfür Kinder er-

möglichen es Frauen,kontinuierlich vollzeiterwerbstätigzu sein. Gleichzeitig sind geburten-

förderndeZielvorstellungenintegraler und selbstverständlicherBestandteilfamilienpolitischen

Handelnsin Frankreich(Schultheis1988; Commaille1990; Thélot/Villac 1998). Die familien-

politischenMaßnahmenfördernseit den70erJahrenzunehmenddasModell der erwerbstätigen

Mutter (Becker 2000; Fagnani 2000; Fagnani/Letablier2001). Französinnen sind auf dem

Arbeitsmarktstark vertreten(Maruani 2000) und befindensich im europäischenVergleich an

oberster Stelle in Bezug auf die Kinderzahl pro Frau.1

NachReformenin der französischenFamilienpolitik in den90erJahrenlässtsicheineZunahme

marktförmigerund individualisierterDienstleistungenfür Haushalteund Kinderbetreuungbeo-

bachten. Gleichzeitigist der ArbeitsmarktdurchneueungesicherteErwerbsformenwie Teilzeit-

arbeit und prekäreArbeitsverhältnissevor allem bei weiblichenBeschäftigtengekennzeichnet.

Eine Verschärfungder sozialenPolarisierungzwischenFrauenist die Folge.Einerseitskönnen

qualifizierteFraueneinerkontinuierlichenBerufskarrierenachgehen,andererseitswerdengering-

qualifizierte junge Frauenzunehmendin prekäreund flexible Beschäftigungsverhältnisseabge-

drängt.

In der vergleichendenWohlfahrtsstaatsforschungfindet sich eine Debatteüber die schwierige

Einordnung Frankreichs.Frankreich nimmt aufgrund einiger wohlfahrtsstaatlicherBesonder-

heiten in vielen Ansätzeneine Zwitterstellung oder Mischform ein – zwischenBismarck und

Beveridge (Palier/Bonoli 1995), nicht eindeutig, aber trotzdem konservativ-korporatistisch

(Esping-Andersen1999), weder schwachesnoch starkes,sondernmoderatesErnährermodell

(Ostner1995). Die zentraleStellung einer expliziten Familienpolitik im französischenWohl-

fahrtsstaat,ein ausgebautesDienstleistungsangebotzur Kinderbetreuung,die vollzeitigekontinu-

ierliche Erwerbsintegrationvon Müttern und schließlich ein Nebeneinanderuniversalistischer

Grundsicherungs-und korporatistischerPflichtversicherungssystememachen aus Frankreich

einen besonderen Fall.

In diesemArbeitspapierwerdenausgeschlechtersensiblerarbeitsmarktpolitischerPerspektivedie

Reformender französischenFamilienpolitik in den90erJahrenuntersucht.Esgehtzumeinenum

die Frage,ob durch die neueFamilienpolitik weiterhin die vollzeitige und kontinuierliche Er-

werbstätigkeitvon Frauengefördertwird. Zum anderenwird diskutiert,welcheBedeutungdiese

Reformen für die Einordnung des französischenSozialmodellsin die Typologien der ver-

gleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung haben. 

1  In Frankreichbetrugdie Geburtenrate(Lebendgeburtenpro 1000Einwohner)im Jahr200113,1.
In Deutschlandnur 9,0 und im Europader 15 10,6 (Eurostat,2001:“Erste Bevölkerungsschätzungenfür
2001”, Statistik kurz gefasst (Thema 3 - 19): 1-8.).
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In einemerstenSchrittwird zunächst,ausgehendvonEsping-AndersensWohlfahrtstaatstypologie

(1999; 1990) und deren Kritik, die besondereStellung des französischenSozialmodellsals

Zwittermodell hervorgehoben(2). Daraufhinwerdenzum einendie zentraleStellungder Fami-

lienpolitik im französischenSozialmodellund zum anderendie hierin entwickeltenFamilien-

erwerbsmustererläutert(3). Vor diesemHintergrundwerdendanndie für die Erwerbstätigkeit

von FrauenrelevantenfamilienpolitischenReformender90erJahredargestelltundderenBedeu-

tung für die Arbeitsmarktintegrationvon Frauenuntersucht(4). Hier wird deutlich,wie sich die

Zielsetzungenin Bezug auf die Erwerbssituationvon Frauengewandelthabenund wasdies für

die Klassifizierung des französischen Sozialmodells bedeuten könnte. 

2 Frankreich – ein konservativ-korporatistisches
Wohlfahrtsstaatsregime?

2.1 Esping-Andersens Regime-Typologie

Im RahmeneinesressourcentheoretischenErklärungsversuchshat Esping-Andersen(1990)eine

Wohlfahrtsstaatstypologieentwickelt, in der demWohlfahrtsstaateineSchlüsselrollefür die Er-

klärunginternationalerDifferenzenin derErwerbsbeteiligungzukommt.Esping-Andersenschlägt

eine(Ideal)Typologievon Wohlfahrtsstaatsregimesvor, in die sich entsprechendihrer politisch-

ideologischenTradition die kapitalistischenDemokratienWesteuropasund Nordamerikasein-

ordnenlassen.WohlfahrtsstaatregimesindnachEsping-Andersendefiniertalsspezifischeinstitu-

tionelle Arrangementsin Bezugauf Erwerbsarbeitund Wohlfahrt in denjeweiligenGesellschaf-

ten.Die UnterscheidungderWohlfahrtsstaatregimeswird erstensanhandderQualitätdersozialen

Rechte,vor allem desDekommodifizierungsgrades2, zweitensder darausentstehenden sozialen

Ungleichheitsstrukturenund drittensder BeziehungzwischenStaat,Markt und Familie bei der

ProduktionsozialerDienstleistungenvorgenommen.Demnachlassensich ein liberaler,ein kon-

servativ-korporatistischer und ein sozialdemokratischer Wohlfahrtsstaattypus bilden.

1. Der Dekommodifizierungsgrad des liberalen Wohlfahrtsstaatstypus (USA, Kanada,

Australien)fällt geringaus.Hier werdenvor allemdie Rolle desfreienMarktes(undder Fa-

milie) betont.Transferleistungenfinden nur begrenztstattund sozialeAnspruchsrechtesind

niedrigangesiedelt.Diesesind oft an individuelle Bedürftigkeitsprüfungengebundenund ihr

Bezug ist mit Stigmatisierung behaftet.

2. Die konservativ-korporatistischen Wohlfahrtsstaatsregimes (Österreich,Frankreich,Italien,

Deutschland) intervenieren zwar stärker, aber eher temporär aus staatspolitischen, paternalisti-

schenGründen.Sie sind stark lohnarbeits-und sozialversicherungszentriert,d. h. soziale

RechtesindanKlasseundStatusgebunden.Die Umverteilungseffektesindentsprechendge-

2  Einschränkung des Warencharakters von Arbeit durch staatliche Politik.
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ring, unddieWarenförmigkeitderArbeitskraftist nur in mittleremMaßegemildert.Die tradi-

tionelle Familie soll, gemäßeines bedeutendenkirchlichen Einflusses,geschütztund ge-

fördert werden.Nur wenn die Familie in ihrer Funktion versagt,tritt der Staatein (Sub-

sidiaritätsprinzip). Die Familienunterstützungsoll Mutterschaft fördern. Tagespflegeund

ähnliche Familiendienste sind unterentwickelt.

3. Die sozialdemokratischen Regimes (Schweden,Norwegen,Dänemark)sind universalistisch

ausgerichtet.Eswird ein hohesMaßanGleichheitangestrebt,undsozialeBürgerrechtebilden

die Anspruchsgrundlage.Die Dekommodifizierungseffektesindhier amstärkstenausgeprägt.

Der WohlfahrtsstaatgarantiertTransferszu Kindern und übernimmtdirekte Verantwortung

für die Pflege von Kindern, Alten und Bedürftigen (Esping-Andersen 1990: 25-28).

Von feministischenTheoretikerinnenwird anderWohlfahrtsstaattypologievon Esping-Andersen

(1990)kritisiert, dasser wederdie Gender-noch die Familien-Dimensionausreichendin seiner

Analyse berücksichtigeund statt dessensozialeKlassenund kapitalistischeMarktbeziehungen

zur Erklärung der Entwicklung sozialerRechteheranziehe(Langan/Ostner1991; Leira 1992;

Lewis 1992;Lane1993;O'Connor1993;Orloff 1993;Sainsbury1994a;Bussemaker/Kersbergen

1994;Borchorst1994;Lewis 1997;Becker1999).DasKonzeptder Dekommodifizierungkönne

nur für diejenigenzur Befreiungwerden,die zuvor bereitskommodifiziert seien.Da Frauenje-

dochder gleichberechtigteZugangzum Arbeitsmarktweitgehendverwehrt sei, bedeuteDekom-

modifizierungfür siedie BindungantraditionelleFrauenrollen.Der ausschließlicheBlick auf die

Beziehung von Markt und Staatblendeden gesamtenReproduktionssektorund die damit ver-

bundenen geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Wirkungen des Wohlfahrtsstaates aus.

Esping-Andersen (1999) hat seine Typologie durch eine stärkere Berücksichtigung der Familie als

Wohlfahrtserbringerinauf empirischerGrundlageneu untersucht.Aufgrund der Tatsache,dass

trotz zunehmenderweiblicher Erwerbsbeteiligungein großer Anteil von Frauen(und einigen

Männern)institutionell „vorkommodifiziert“ seien,leite sich ihre Wohlfahrt von der Familieab.

DasfunktionaleÄquivalentzur Marktabhängigkeitsei demnachdie Abhängigkeitvieler Frauen

von der Familie. Weibliche UnabhängigkeitbenötigedemnachDefamiliarisierung von Wohl-

fahrtsverpflichtungen.FamilialistischeWohlfahrtsregimeübertrügenein Maximum an Wohl-

fahrtsverpflichtungenauf die Haushalte.Defamiliarisierungbedeute,dassdurchPoliciesdie Ab-

hängigkeitvon Individuenvon derFamilievermindertwürdenundIndividuenüberökonomische

Ressourcenunabhängigvon Familien- oder Eheverpflichtungenverfügen könnten (Esping-

Andersen 1999: 45). 



Esping-Andersenargumentiert zwar, dass Dienstleistungsversorgungüber Regimegrenzen

hinweg die weibliche Erwerbsbeteiligungbeeinflusst,im Ergebnisbestätigt er jedoch seine

ursprüngliche Regimetypologie.Demnach sind konservative Regime durch Korporatismus,

Etatismusund Familialismus, liberale Regime durch einen „schlankenStaat“, individualisierte

Risikenunddie Förderungvon Marktlösungenbzw. die Ablehnungvon Anrechtenaufgrundvon

Staatsbürgerschaft und schließlich das sozialdemokratische Regime durch Universalismus,

umfassendeRisikodeckung, großzügige Leistungsniveaus, Egalitarismus, staatsdominierten

Wohlfahrtsstaatsnexus,starkeDefamiliarisierungund Marginalisierungvon privater Wohlfahrt

gekennzeichnet.

2.2 Die schwierige Einordnung Frankreichs in die Typologien der verglei-
chenden Wohlfahrtsstaatsforschung

Nach Esping-Andersen(1999: 51) sind familialistischeRegimeoft von der katholischenLehre

undSubsidiaritätsprinzipiengeprägt.SiebegrenztenöffentlicheEingriffe in Situationen,in denen

primäresozialeNetzwerke– sprichdie Familie – versagten.Aus diesemGrundgeheFamilialis-

musHandin Handmit passiverund unterentwickelterFamilienpolitik.Der Autor bestätigt,dass

die Einteilung Frankreichs(und Belgiens)in den familialistischenkonservativenRegimetypus

aufgrunddeshauptsächlichrepublikanischen,antiklerikalenEinflussessowieAbweichungenim

Defamiliarisierungsgradproblematischist. Doch aufgrund„starker korporatistischerZüge“ des

französischenModells bleibt der Autor bei der ZuordnungFrankreichsin den korporatistisch-

konservativen Regimetyp (1999: 81f).

Die ZuordnungFrankreichsin denkonservativenRegimetypscheintjedochproblematisch.Wird

Frankreichnur auf der Grundlageseinerkorporatistischen(Pflicht-)Versicherungsmaßnahmen

betrachtet,dannbleibt die Bedeutungder universellenöffentlichen Grundsicherungsleistungen,

die Rolle desrepublikanischenModellsder kollektiven Sicherungwährendder Dritten Republik

sowie die zentrale Stellung der Familienleistungen(Allocations familiales) unberücksichtigt.

Bode spricht in Bezugauf den französischenWohlfahrtsstaatvon einer „amorphe[n]Struktur-

logik [...], in [ihm gelangen]Universalismus,Lohnarbeitszentrierung(Berufskorporatismus)und

Residualismusnebeneinanderzur Wirkung“ (Bode1999:19). So kanndasfranzösischeModell

als Kompromiss oder als Mischform zwischenBismarck und Beveridge bezeichnetwerden

(Palier/Bonoli 1995; Martin 1997: 317; Merrien 1997: 91f; Becker/Bode 1998: 780; Fouquet et al.

1999: 119ff).

Geradebei der Berücksichtigungder Familienpolitik lassensich starkeUnterschiedezwischen

denkonservativenRegimetypenDeutschlandund Frankreichfeststellen.NachSchultheis(1996)

ist Deutschlanddurch eine implizite und fragmentarischeFamilienpolitik gekennzeichnet.Hier

wird ein traditionellesFamilienmodellgefördert.Deutschlandentsprichtdamit demfamilialisti-

schenkonservativenRegimetypusnach Esping-Andersen(1999). Frankreichdagegenist bei-

spielhaftfür eineexplizite,kohärenteund institutionalisierteFamilienpolitik mit hohemZentrali-



sierungsgrad.Familienleistungensind Versicherungsleistungen,die über eine Familienkassefi -

nanziertund organisiertwerden(Tabelle1). Die VollzeitbeschäftigungbeiderElternteilewird in

Frankreich durch ein ausgebautesöffentliches Kinderbetreuungssystemund Familienlasten-

ausgleichgefördert.Becker (2000) spricht von einemNeutralitätsanspruchstaatlicher Interven-

tion bezüglichderweiblichenErwerbsbeteiligungsowieLebensformen,die von demModell der

ehebasiertenHausfrauenfamilie abweichen.Aufgrund dieses hohen Defamiliarierungsgrades

müsste Frankreich eher dem sozialdemokratischen Regimetyp zugeordnet werden.

Tabelle 1: Gegenüberstellung deutscher und französischer Familienpolitik

Frankreich Deutschland

Explizite und kohärente Familienpolitik Implizite und fragmentarische Familienpolitik

Offene demographische Zielsetzung Demographische Neutralität

Zentralisiertes staatsinterventionistisches System Subsidiaritätsprinzip

Pluralistischer Familienansatz Normative Konzeption der Familie

Finanzierung durch Sozialbeiträge Steuerfinanzierung

Eher vertikale Umverteilung Eher horizontale Umverteilung

Egalitaristisches Modell, Anerkennung weiblicher
Erwerbstätigkeit, Übernahme der Verantwortung für
die Kinderbetreuung

Förderung eines traditionellen Familienmodells,
privatistische Konzeption der Kindererziehung

Quelle: Schultheis 1996.

In der FrauenforschungwurdenalternativeModelle zur Typisierungvon Wohlfahrtsstaatenent-

wickelt. Auch hier erscheintFrankreichhäufigalsZwittermodell(Ostner1995)oderals französi-

scheAusnahme(Veil 2002).SobestimmtOstner(1995)zum Beispielanhandvon drei Indikato-

ren die Geschlechterordnungender zu vergleichendenStaaten:Ausmaßder (Vollzeit- oderTeil-

zeit-) Müttererwerbstätigkeit,Ausmaßeigenständigeroder abgeleitetersozialerSicherungvon

FrauensowieAusmaßundArt öffentlicherBetreuungsleistungen.Die durchdie Sozialpolitikver-

festigteTrennungzwischenMarkt, Staatund Familie soll so kritisch ins Bewusstseingerückt

werden.Unterschiedenwird ein starkes(Deutschland,Niederlande,Irland und Großbritannien),

ein moderates(Frankreich,Belgien) und ein schwachesErnährermodell(Schweden,Dänemark

und SF). 

DasstarkeErnährermodellist gekennzeichnetdurcheinediskontinuierlicheErwerbstätigkeitder

Mehrheit der Frauenund durch über den Partnererworbene,abgeleiteteSicherungsleistungen

(vor allembei KrankheitundAlter). Im schwachenErnährermodelldagegensindFrauen– unab-

hängig von Mutterschaft– ebensowie Männererwerbstätigund könnendamit ihre Existenzei-

genständigsichern.Das moderateErnährermodellist zwischenIndividualisierungund Abhän-

gigkeit vom (Ehe-)Partnerangesiedelt,ist alsoeineMischform von schwachemund starkemEr-

nährermodell. Hier werdenFrauensowohl als Mütter als auch als erwerbstätigeFamilienmit-

glieder und wenigerals Individuen verstanden.In Bezugauf die Erwerbstätigkeitvon Frauen



bzw.Mütternzeigtsichdie französischeFamilienpolitik sehrambivalent.Sieschwanktzwischen

der abstrakt-egalitaristischenAnnahme,dassalle gleichermaßenerwerbstätigsein müssenund

sollen und der traditionalistisch-sozialkonservativenVision der Geschlechterbeziehungen,die

Frauenals Mütter zu Hauseund Männer als im öffentlichen Raum tätige Ernährervätersieht

(Lessenich/Ostner 1995: 793).

Zusammenfassendkannfestgehaltenwerden,dassEsping-AndersensRegimetypologieauchnach

der Einbeziehungdes Defamiliarisierungsgradeshauptsächlichauf Klassenregimesbasiert.Er

bindet Gendernicht systematischin seineAnalyseein. Dadurchbleibenwichtige Faktorendes

postindustriellenWandels,wie zum Beispiel weibliche und männlicheGenderstrategienund

Genderideologienverdeckt (Orloff 2001). Doch auch bei Einbeziehungder Genderdimension

bleibt Frankreichein Zwittermodell,ein moderatesErnährermodell.Im nächstenAbschnittwer-

den nun die Reformender Familienpolitik in den 90er Jahrenauf ihre Bedeutungfür die Er-

werbsintegrationvon Frauenuntersucht.Abschließendgehtesdannum die Frage,ob sich nach

diesenVeränderungenmehr Eindeutigkeitbei der EinordnungdesfranzösischenSozialmodells

beobachten lässt.

3 Familienpolitik und Erwerbsarbeit von Frauen in Frankreich

3.1 Die zentrale Stellung der Familienpolitik im französischen
Wohlfahrtsstaat

Traditionellstehendie Geburtenförderung(Code de la famille, 1939,und„Politik des3. Kindes“

der70erJahre)unddie Förderungdergeschlechterrollen-differenziertenErnährerfamiliewährend

der Trente glorieuses3 (universelleAllocations familiales und die Allocation de salaire unique,

ASU) sowieeinesowohlan horizontalerals auchan vertikalerGerechtigkeitorientierteUmver-

teilung im Zentrumder französischenFamilienpolitik.Spätestensseit den30erJahrenliegt der
französischenFamilienpolitik die Normalitätsannahmeeiner Zwei-Einkommen-Familie
zugrunde.DiesäußertesichzunächstnachdemZweitenWeltkriegin derBereitstellungeines
Müttergehaltesfür Ein-Einkommen-Familien(ASU) und im weiterenVerlauf in der Förde-
rung der Erwerbsbeteiligung von Müttern.

Das heutige Bündel familienpolitischerMaßnahmenbestehtaus Mutter- und Neugeborenen-

schutz, Erziehungsfreistellung und Einkommensersatz,Kinderbetreuungsbeihilfen,Familien-

lastenausgleichund Hilfen für allein Erziehende(Becker2000:172).Ergänztwerdendiesezeit-

lichenundfinanziellenLeistungendurchein vergleichsweisegut ausgebautesSystemöffentlicher

Kinderbetreuung und die Ganztagsschule.Das Eingreifen desStaatesin Frankreichdient dem

Ziel desSchutzesderKinder unddererwerbstätigenMütter.Zu diesemZweckerhältdie Familie

3  Die „30 glorreichen Jahre“ nach dem Zweiten Weltkrieg.



substantielleund vielfältige Unterstützungzur Vereinbarkeitvon Familie und Beruf (kollektive

Einrichtungenwie Krippen,Garderiesetc.).Zugleich liegt die Erziehungder Kinder in der Ver-

antwortung von Staat und Familie (bzw. Frauen) (Almqvist/Boje 1999: 286).



Tabelle 2: Überblick über rechtliche und ökonomische familienbezogene Interventionen in
Frankreich

Maßnahmenbereich Einzelmaßnahmen
1. Mutter- und Neugeborenen-

schutz
Assurance maternité

2. Erziehungsfreistellung und Ein-
kommensersatz

Congé parental
Congé de paternité
Allocation pour jeune enfant (APJE)
Allocation d’adoption (AA)
Allocation parentale d’éducation (APE)
Allocation de présence parentale

3. Kinderbetreuung Allocation de garde d’enfant à domicile (AGED),
Aide à l’emploi d’une assistante maternelle agréée (AFEAMA)

4. Verbesserung der
ökonomischen Situation

Allocation familiales (AF),
Complément familial (CF)
Steuererleichterungen:
a) familienbezogen: Quotient familial
b) situationsbezogen: Freibetrag zur Kinderbetreuung außer Haus und

zur Beschäftigung einer Haushaltshilfe
Allocation de rentrée scolaire (ARS)

5. Hilfen für allein Erziehende Allocation pour parent isolé (API),
Allocation de soutien familial (ASF)

Quelle: Becker 2000: 173 und eigene Ergänzung.

In Frankreichsind von den 2,2 Millionen Kindern unter drei Jahrenca. 250.000in einer Vor-

schuleuntergebracht(École maternelle) und 200.000könneneinen Platz in einer kollektiven

Betreuungseinrichtungerhalten(Crèchescollectives, crèchesfamiliales). Fastalle Kinder gehen

abdrei Jahrenin die kostenloseganztägigeVorschule(Écolematernelle). Für die kontinuierliche

Berufstätigkeitvon Müttern ist deshalbinsbesonderedasBetreuungsangebotvon Kindern unter

drei Jahrenvon Bedeutung.Ein Blick auf dasAngebot an öffentlich finanziertenBetreuungs-

formen für diese Altergruppe zeigt eine recht gute Versorgung (Tabelle 3).

Tabelle 3: Betreuungsquote für 0- bis 6-jährige Kinder in öffentlich finanzierten Einrichtungen
im Jahre 2000 (in Prozent)

0- bis 3-Jährige 3- bis 6-Jährige
Frankreich 29a 99
Deutschland Ostb 14,4 85,4
Deutschland Westb 5,2 79,9c

a Die Betreuungin öffentlichenSchulenwird hier nicht berücksichtigt.Die Schulbesuchs-
quote der 2jährigen beträgt in Frankreich 35,2 Prozent (255.000 Plätze für 1999). 

b Institutionelle Betreuungseinrichtungen plus Tagespflege.
c In Westdeutschland sind dies in der großen Mehrzahl Halbtagsplätze.

Quelle: OECD 2000 für Frankreich und Spieß et al. 2002 für Deutschland.

DiesespositiveBild der französischenBetreuungssituationrelativiert sich ein wenig,wennman

folgendeZahlenbetrachtet:Von ungefähreinerMillion Kindern unter drei Jahren,derenbeide



Elternteileoder alleinerziehenderElternteil berufstätigsind, könnennur wenigerals 20 Prozent

einenBetreuungsplatzerhalten.Nur 9 ProzentderKinder unterdrei Jahrenwerdenin kollektiven

Einrichtungenbetreut.Fastein Viertel der Kinder unterdrei Jahren,d. h. 500.000werdendurch

anderenicht genehmigteund nicht identifizierteBetreuungsformenversorgt (Nachbarschaft,Fa-

milie, Schwarzarbeit,unbeaufsichtigteKinder). Die öffentlichenEinrichtungendeckenalsonicht

dengesamtenBetreuungsbedarffür dieseAltersgruppe.AußerdemverteilensichdieseInstitutio-

nen sehrungleichmäßigüber Frankreich.Kollektive Krippen sind sehrstark in städtischenGe-

bietenund in derRégionparisienne(45 ProzentdesPlatzangebots)zu finden.Die Crèchesfami-

liales sind etwasgleichmäßigerverteilt, sind aberdochauf demLandedominant.In ländlichen

RegionenlebendeFamilienhabenalsoeherseltendie Wahl zwischenverschiedenenBetreuungs-

formen für Kinder unter drei Jahren (Le Corre 2000).

Die Absicherungund Stabilisierungvon Familien sind zentral für die französischeSozial-,

Steuer-, und Arbeitsmarktpolitik.Geburtenförderungund ein traditionellesFamilienbild liegen

der Entwicklung der Familienpolitik zugrunde.Im weiterenVerlauf der Entwicklung gewinnen

gleichstellungspolitischeElementeanBedeutung,aberim Grundegenommenbleibt die Familien-

politik immer ambivalent(Lenoir 1991; Hantrais1996, 64). Die Sozialpolitik und ihre Institu-

tionenderKinderbetreuungunterstellenimplizit die Zuständigkeit derFrauenfür die Kinder (so-

wohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich) (Fagnani 2001). 

Vereinbarkeitvon Familie und Beruf war allerdingsnicht dasdeterminierendeArgumentim po-

liti schenHandeln,dieserBereichwurde den Müttern überlassen(Letablier/Rieucau2000: 12).

Doch im Gegensatzzum in DeutschlandvorherrschendenLeitbild der „Hausfrauund Mutter“

liegt demfranzösischenVerständnisdie Norm der„erwerbstätigenMutter“ zugrunde.Wie wir im

nächstenAbschnittsehenwerden,habenFrauen,wennauchin unterschiedlichemMaße,von den

familienpolitischenMaßnahmenprofitiert, auchwenndie Geschlechtergleichheitnichtexplizit im

Mittelpunkt französischer Familienpolitik steht.

3.2 Erwerbssituation von Frauen

In Frankreichhat sichdie weiblicheErwerbsbevölkerungseit1962erheblichvergrößert.In drei-

ßig Jahrensind mehrals fünf Millionen Frauen(und eineMillion Männer)in den Arbeitsmarkt

eingetreten.Im Gegensatzzu DeutschlandnähertsichFrankreichsehrstarkdemskandinavischen

Frauenerwerbsmodellan,dennFrauenstellenfast die Hälfte der Erwerbsbevölkerung.Im Unter-

schiedzum Beispielzu Schwedenhatsichdie Arbeitsmarktintegrationvon Frauenin Frankreich

jedochseit Beginn der sechziger Jahrein Vollzeittätigkeit vollzogen(Tabelle4). DieseVerbin-

dung von starkemAnstieg der Frauenerwerbsarbeitund der Vollzeitarbeit ist eine französische

Besonderheit.Teilzeitarbeitvon Frauenist demgegenüberein jüngeresPhänomenin Frankreich

(Maruani 2000: 8f).

Ein weiteresMerkmalist die kontinuierlicheArbeitsmarktintegrationvon Frauenim Alter von 25

bis 49 Jahren.Noch in densechzigerJahrenzog sich in Frankreichdie Mehrzahlder Frauenin



diesemAlter ausderErwerbstätigkeitzurück.Heutebleibtdie überwiegendeMehrheitderFrauen

berufstätig,unabhängigdavon,ob sieKinder habenodernicht, ob sieverheiratetoderledig sind.

In dieserAltersklassefindet manheutedie höchsteErwerbsquotevon Frauen.Sie hat sich seit

1962 fast verdoppelt (Maruani 2000: 14f).

Tabelle 4: Erwerbstätigkeit von Paaren mit und ohne Kinder im Jahre 2000 (Prozent der
Paare, von denen wenigstens ein Partner arbeiteta)

Mann
Teilzeit

Mann
Teilzeit

Mann
Vollzeit

Mann
Vollzeit

Ein Ver-
diener

Doppelver
diener

Frau
Teilzeit

Frau
Vollzeit

Frau
Teilzeit

Frau
Vollzeit

Paare ohne Kinder
Deutschland 30,1 69,9 0,8 1,2 20,4 47,5
Frankreich 31,8 68,2 1,0 1,6 13,2 52,3
Paare mit Kindern
Deutschland 39,7 60,3 0,6 0,7 32,9 26,1
Frankreich 36,0 64,0 1,2 1,1 16,3 45,4
a Ausgeschlossen sind „beschäftigungslose“ Haushalte, die etwa 7 Prozent dieser „Paarhaushalte“ ausmachen.

Quelle: Eurostat 2002.

Tabelle5 zeigt, dassbei Betrachtungder Erwerbsquotenvon kinderlosenFrauenkeine großen

DifferenzenzwischenDeutschlandund Frankreichbestehen.Erst bei der Berücksichtigungvon

Alter und Anzahlder Kinder werdenUnterschiededeutlich.Die Erwerbsquotenvon kinderlosen

FrauenundMütternvon ein oderzwei Kindernliegenin Frankreich– andersals in Deutschland-

nahebeieinander.DerSchnittsetzterstbeimdrittenKind ein,dasheißtfür einekleineMinderheit

von Frauen.SeitAnfang der achtzigerJahrelässtsich in Frankreichauchein deutlicherAnstieg

der Erwerbstätigkeit von Müttern mit drei und mehr Kindern feststellen(Maruani 2000: 16;

Almqvist/Boje 1999: 268).

Tabelle 5: Erwerbsquote von Müttern nach Anzahl der Kindera und Alter des jüngsten Kindes
(in Prozent)

1 Kind unter 3 1 Kind unter 6 2 Kinder, das
jüngste unter 6

>= 3 Kinder, das
jüngste unter 6

Deutschland West 59,4 72,6 61,5 49,3

Deutschland Ost 58,4 73,1 62,4 49,6

Frankreich 80,2 85,4 82,4 56,2

a Kinder unter 25 Jahren. 

Quelle: Eurostat, Arbeitskräfteerhebung 1997.

DieseZahlenmalenein eherpositivesBild derweiblichenErwerbsbeteiligungin Frankreich.Es

darf jedochnicht außerAcht gelassenwerden,dassestrotz FeminisierungderErwerbsarbeit,zu-

nehmenderBildungsteilhabeund dessteigendenBildungserfolgesvon Frauensowieder Homo-



genisierungdesweiblichenundmännlichenErwerbsverhaltensnicht zu einemAbbauvon beruf-

lichen UnterschiedenzwischenMännern und Frauengekommenist. In Bezugauf Gehalt und

Karriere bleibendie traditionellen geschlechtsspezifischenUngleichheitenerhalten,ebensowie

sich Segregation und Diskriminierungreproduzieren.Vor allem jungeFrauensind bei ihrer be-

ruflichenEingliederungvon diesenDiskriminierungenbetroffen.DieszeigtsichzumBeispielan

denArbeitslosenzahlender15- bis 24-Jährigen:EndeJuni2000betrugdie Arbeitslosenquoteder

jungen Männer dieser Altersgruppe 15,4 Prozent, die der jungen Frauen 19,5 Prozent (Tabelle 6).

Tabelle 6: Arbeitslosenquotea nach Geschlecht und Alter (in Prozent)

31.12.1997 31.12.1998 31.12.1999 30.06.2000
Gesamt 12,3 11,6 10,6 9,6
Männer 10,6 10,0 9,0 8,1

15-24 Jahre 20,4 19,9 17,0 15,4
25-49 Jahre 9,7 8,9 8,1 7,3
50 Jahre und älter 8,8 8,8 8,0 7,2

Frauen 14,3 13,5 12,5 11,5
15-24 Jahre 27,8 24,5 21,4 19,5
25-49 Jahre 13,4 12,8 12,1 11,0
50 Jahre und älter 10,0 9,8 9,4 8,8

a Im Sinne der ILO.

Quelle: INSEE 2000.

Mit fast900.000Betroffenensind beruflicheEingliederungsmaßnahmenfür Jugendlichedeshalb

ein wichtiger Bestandteilder französischenBeschäftigungs-und Bildungspolitik (Reuter2002).

Fast40 Prozentder Klientel der Beschäftigungspolitiksind unter 25 Jahrealt (Lefresne2000:

161). Doch obwohl Frauenvon höherer Arbeitslosigkeitund prekärerenberuflichenEingliede-

rungsverläufenbetroffensind,bleibenspezifischeBeschäftigungsmaßnahmenfür Frauenmargi-

nal (Rack1998:1). Demgegenüberstehtdie arbeitsmarktpolitischeWirkung derFamilienpolitik.

Zum einen lässtsich in Frankreichein Effekt der familienpolitischenMaßnahmenauf die Ar-

beitsmarktstrukturbeobachten,da in der Vergangenheitim Bereich der öffentlichen Kinder-

betreuungseinrichtungenqualifizierte, relativ gesicherteArbeitsplätzeüberwiegendfür Frauen

geschaffenwordensind. Und zum anderen wirkten sie vor demHintergrunddesZwei-Einkom-

men-Modellspositiv auf das Angebot an weiblichen Arbeitskräftenauf dem Arbeitsmarkt,da

diese durch die öffentlichen Erziehungsinstitutionen für den Arbeitsmarkt freigestellt wurden. 

Als Zwischenfazitlässtsich festhalten,dassdie Besonderheitdes französischenSozialmodells

zum Erstenin einerhohenvollzeitigen Erwerbsintegrationvon Müttern, zum Zweiten in einem

institutionellenNebeneinandervon Ansätzender (sozialen)Grundsicherungund korporatistisch

geprägtenPflichtbeitragssystemensowie zum Dritten in der zentralenStellung der Familien-

politik mit einer staatlich aktiven Unterstützungder Zwei-Einkommen-Familiesowohl durch

finanzielleLeistungenals auchdurch ein breitesDienstleistungsangebotzum Wohl desKindes

besteht.FranzösischeFamilienpolitikhatalsodie vollzeitigeundkontinuierlicheErwerbsintegra-

tion von Frauen,die ein vom männlichenErnährerlohnunabhängigesEinkommensicherte,ge-



fördert. Inwieweit dies auchnachReformenin den 90er Jahrenzutrifft, wird im nächstenAb-

schnitt untersucht.

4 Familienpolitische Maßnahmen im Dienst der Arbeitsmarktpolitik in
den 90er Jahren

Im Verlauf der letztenzehnJahreist dasFamilienleistungssystemmehrfachverändertworden.

DieseVeränderungenfolgtendrei großenOrientierungen(vgl. LhommeauundPaupy2001,1ff).

Zum ErstenhabenmehrereMaßnahmen,die hauptsächlichim RahmendesHaushaltsausgleichs

der Sozialversicherunggetroffen wurden, zu einer größerenZielgruppenausrichtungund Ein-

kommensabhängigkeit4 bestimmterMaßnahmenund zu einer zunehmenden Steuerfinanzierung

dersozialenSicherung5 geführt.Durch einezweiteReihefamilienpolitischerReformensollte die

finanzielle Belastungdurch junge Erwachsenein ihren Familien stärkerberücksichtigtwerden,

wie zumBeispieldie VerlängerungderZahlungdesKindergeldes,derAllocationsfamiliales, auf

Kinder bis zu ihrem19. Geburtstagim Jahre1998.Schließlichsollte durcheinedritte Reihevon

Maßnahmendie Betreuungskapazitäterhöht sowie eine Diversifizierung der Unterbringungs-

formenfür kleine Kinder erreichtwerden.Nachder Schaffung der Beihilfe zur Anstellungeiner

anerkanntenTagesmutter,der Allocation pour l’emploi d’une assistantematernelle agréée

(AFEAMA), im Jahre1990,hatdasFamiliengesetzvom 25. Juli 1994die AusweitungdesErzie-

hungsgeldes,die Allocationparentaled’éducation(APE),auf daszweiteKind unddie Erhöhung

des Betrags der Beihilfe zur Anstellung einer Kinderfrau, Allocation de garde d’enfant à domicile6

(AGED), im Jahre 1995 eingeführt. 

4  Eine stärkereZielgruppenausrichtungfamilienpolitischerMaßnahmenlässt sich seit 1996nach
Reformen der Kleinkindbeihilfe (Allocation pour jeune enfant, APJE) und der Adoptionsbeihilfe
(Allocation d’adoption,AA) feststellen.Außerdemwurdedie BedürftigkeitsprüfungzwischenMärz und
Dezember1998auf die Allocationsfamiliales(AF), dasKindergeld,ausgeweitet,mit derFolge,dassdie
Zahl derLeistungsempfängerim Jahresdurchschnitt1998um8 Prozentzurückging.DasKindergeld(AF),
wird anFamilienausgezahlt,die zwei odermehrKinder biszum20.Lebensjahrversorgen.Im Jahre1999
wurden die universellen Allocations familiales wieder eingeführt. Die hieraus resultierenden
Mehrausgabenwurden durch eine Senkung der Höchstgrenze der an die Kinderzahl gebundenen
Steuerreduzierung, dem Quotient familial, ausgeglichen.

5  Die Familienkasse(Caissenationaledesallocationsfamiliales, CNAF) undihre Filialen (Caisses
d’allocations familiales, CAF) wurden bis 1994 aus Arbeitgeberbeiträgenfinanziert. Aufgrund
zunehmenderDefizite ist es den Unternehmenseithererlaubt,sich unter bestimmtenBedingungenvon
den Zahlungen befreien zu lassen. Der Staat übernimmt die Verpflichtung, die Defizite der
Familienkassenauszugleichen.Um die Finanzierungsicherzustellen,wird von 1996 bis 2009 eine
Sondersteuer von 0,5 Prozent eingezogen („Sozialversicherungsschulden-Rückzahlungssteuer“ -
Remboursementde la dette sociale, RDS). 1990 wurden noch 96 Prozentdes CNAF-Budgetsdurch
Arbeitgeberbeiträgefinanziert. Der Anteil ging im Jahre1995 auf 72 Prozentzurück. Die eingeführte
Sondersteuerfinanzierte1995ca.22 ProzentderAufwendungenderFamilienkassen.DerStaatschossden
Rest dazu (BMFSFJ 1998: 25).

6  Durch die Allocation de garde d’enfant à domicile (AGED) werdendie Sozialabgabenfür die
Beschäftigungeiner Personvollständigübernommen,die ein Kind unter drei Jahrenin der elterlichen
Wohnungbetreutund mit einemgeringerenSatzfür Kinder im Alter von 3 bis 6 Jahren.Die Höheder
Zuschüsse ist einkommensabhängig.



Der Ausbauder individualisiertenKinderbetreuungsollteausarbeitsmarktpolitischerPerspektive

einerseitszur Reduzierungdes weiblichen Arbeitskräfteangebots(APE) und andererseitszur

Schaffungvon Arbeitsplätzenfür Frauenbzw. zur LegalisierungbereitsvorhandenerArbeits-

plätzeim Dienstleistungssektorgenutztwerden(Chèqueemploi-service7, AFEAMA undAGED).

Die EffektedieserPolitik scheineneinezunehmendeUngleichheitzwischendensozialenKlassen

und zwischen Männern und Frauen nach sich zu ziehen (Merelli et al. 2000: 62). Die Politiken zur

Vereinbarkeitvon Familie und Beruf wendensich zwar an beideElternteile,trotzdemkanndie

aktuellefranzösischeFamilienpolitik nachwie vor als (einzige)speziellauf Frauenausgerichtete

Beschäftigungspolitikangesehenwerden.Die jüngste Entwicklung der „Allocation parentale

d’éducation“ (APE, ~Erziehungsgeld)und der Förderungder individuellen Kinderbetreuung

(AFEAMA) sollen als Beispiele für dieses Argument dienen.

4.1 Reform des Erziehungsgeldes und Erwerbsverhalten von Müttern

DasErziehungsgeld,die „Allocation parentaled’éducation“ (APE), wurde1985geschaffenund

wandtesichzunächstan Familienmit drei und mehrKindern.Da diesesProgrammnur einege-

ringemonatlicheUnterstützungvorsah,wurdeesvon Müttern(undnicht von Eltern)genutzt,um

ihre Berufstätigkeitfür die Erziehungihrer Kinder bis zumAlter vondrei Jahrenzuunterbrechen.

DieseFormdesErziehungsgeldeswurdeim LaufederJahrenur vonsehrwenigenFrauengenutzt

(Fagnani1995;Afsa 1996).Im Juli 1994erweitertedasFamiliengesetzdasRechtauf Erziehungs-

geld (APE) auf Familien mit zwei Kindern. Berechtigtsind seitdemdiejenigenEltern, die eine

Erwerbstätigkeitvon zwei Jahren in den letzten fünf Jahrenvor der GeburtdesKindes nach-

weisenkönnen.Eine Einkommensgrenzeist nicht vorgesehen.Die monatlicheBeihilfe beläuft

sichheutebei vollständigerErwerbsunterbrechungauf 484,97Euro.Anfang1996wurdedie erste

Bilanz gezogen:die Zahl der Empfängerinnender APE war radikal angestiegen(+ 65.000

Frauen),währenddie Erwerbsquotevon Müttern mit zwei Kindern unter drei Jahrensehrstark

zurückging. 

In 99 ProzentderFällesindFrauendie EmpfängerinnenderAPE.Die Erwerbsquotevon Müttern

mit zwei Kindern,derenjüngsteszwischen6 und18 Monatenalt war, sankim Verlauf einesJah-

resum 26 Prozentpunkte,d. h. von 70 Prozentim Dezember1994auf 44 Prozentim Dezember

1995(Afsa 1996).Zum erstenMal seit über30 Jahrenwar ein Rückgangder Erwerbsquotevon

Müttern mit zwei Kindern (von denenzumindesteinesunterdrei Jahrealt ist) zu verzeichnen,

währenddie Erwerbsquotenvon Müttern mit einemoderdrei Kindernrelativ konstantgeblieben

ist. Die APE kannalsoals ein Anreiz zum Rückzugvon FrauenausdemArbeitsmarktinterpre-

7  DieserScheckvereinfachtdie Bezahlungder Löhneund der Sozialabgabenfür Hausangestellte.
Der/dieArbeitgeber/innutzt ihn für die Bezahlungeiner im privatenHaushaltangestelltenPerson.Die
Abgabenwerdenautomatischvon seinem/ihremBankkontoabgezogen.Außerdemwerdenim Rahmen
dieser MaßnahmeSteuerabzügefür die Beschäftigungeiner Personzur Betreuungder Kinder nach
Schulschluss, am schulfreien Mittwoch oder zur Hausarbeit gewährt. Ursprünglich war der
Steuerfreibetragauf 1981,84Euro festgesetzt.1995wurdederHöchstbetragauf 6860,21Euroerhöht,um
dann 1998 wieder auf 3430,10 Euro reduziert zu werden.



tiert werden(Battagliola1998:98).Die Zahl derFrauen,welchesichnachderGeburtihreszwei-

tenKindesoderein JahrdanachausdemArbeitsmarktzurückziehen,stiegvon 5 auf 23 Prozent

(Bonnet/Labbé 1999: 4f).

Tabelle 7: Erwerbsquotena von Mütternb mit zwei Kindern (von denen mindestens eines unter
drei Jahre alt ist), 1994 – 1999 (in Prozent)

1994 1995 1996 1997 1998 1999

73 % 67 % 59 % 57 % 55 % 56 %
a Definition derErwerbstätigkeitim Sinneder Volksbefragung(sie basiertauf den Aussagenvon Individuen). Diese

Quoten sind höher als die im Sinne der ILO definierten.
b Frauen im Alter von 20 bis 49 Jahren, die in einer Partnerschaft leben.

Quelle: Bonnet/Labbé 1999.

Darüberhinausist die Wirkung der APE je nach Alter und besondersnach Qualifikation der

Frauenunterschiedlich.Die Frauen,die ihre Erwerbstätigkeitunterbrechenund die APE in An-

spruchnehmen,sind die jüngsten(unter31 Jahrealt) und die geringqualifiziertesten(Endeder

Ausbildungmit 19 Jahren).Esscheint,dassfür dieseGruppenvon Frauendie HöhederLeistung

interessanterist alsdie KontinuitätderErwerbsarbeit.Währendsich jedochdie geringqualifizier-

tenFrauendauerhaft vom Arbeitsmarktzurückziehen,nutzendie qualifiziertenjungenFrauendie

Möglichkeit einesverlängertenMutterschutzesdurchdie APE, eineForm der Vereinbarkeitvon

Familie und Beruf (Bonnet/Labbé 1999: 7).

Ein Drittel der Empfängerinnender APE war bei Antragstellungarbeitslos.Arbeitslosigkeiter-

höht die Wahrscheinlichkeitder Inanspruchnahmeder APE um 30 Prozentpunkte.Für andere

bestehtein lohnenswerterAnreiz in der Teilzeitarbeit.Der monatlicheBetragder APE liegt nur

geringfügigüberdemHalbtags-SMIC.8 Für viele Empfängerinnender APE hat derEmpfangdes

Erziehungsgeldeszu einem Wechsel von der Erwerbsbevölkerungin die Nichterwerbs-

bevölkerunggeführt.In denwenigenJahrenihrer Existenzhat die APE so die Arbeitslosenlisten

um einige zehn Tausende Frauen erleichtert (Maruani 2000: 76f).

Als Zwischenfazitkannfestgehaltenwerden,dassnachJahrendeskontinuierlichenAnstiegsder

Frauenerwerbsarbeitin Frankreichdie in den 1980erJahrenbegonneneHomogenisierungdes

weiblichenund männlichenErwerbsverhaltensrückläufig ist. NebenderebenbeschriebenenZu-

nahmevon Erwerbsunterbrechungenvon Müttern mit zwei Kindern hat auchTeilzeitarbeitvor

allembei Frauenzugenommen.Maruanisprichtvon einer„Institutionalisierungeinesweiblichen

Beschäftigungsmodus“ (Maruani2000:107), der die reduzierteErwerbsarbeitfür Frauenverall-

gemeinertund einem kontinuierlichenErwerbsverlaufentgegenwirkt(Letablier/Rieucau2001).

Eine zunehmendePolarisierungzwischenMüttern,die eineKarriereverfolgenund sichauf dem

Arbeitsmarkthalten, und denjenigen,die sich zumindestzeitweisevom Arbeitsmarktzurück-

ziehen, um sich ganz ihren Kindern zu widmen, ist die Folge (Fagnani 2000).

8  GesetzlicherMindestlohn;am 1. März 2002: 6,67 Euro pro Stundeoder 1127,23Euro (39-
Stunden-Woche) bzw. 1011,64 Euro (35-Stunden-Woche) pro Monat.



4.2 Schaffung von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor durch
Förderung individueller Kinderbetreuungsformen

Bereits1980hattedie RegierungeinefinanzielleUnterstützungfür Familiengeschaffen,die ihr

unter dreijährigesKind in der Wohnungeiner deklariertenTagesmutter(Assistantematernelle

agréée) betreuenließen.9 DieseLeistungdeckteeinenTeil der Sozialabgabenfür die Beschäf-

tigungeinerTagesmutter.Die Zahl derFamilien,die sienutzten,war jedochsehrgering.Zur Be-

kämpfungvon Schwarzarbeitbei TagesmütternundzumAusbauderTagespflegewurdedasPro-

gramm1990 reformiert. Die neueAide à la famille pour l’emploi d’une assistantematernelle

agréée(AFEAMA) wendetsich anFamilien,die ihr untersechsjährigesKind eineranerkannten

TagesmutterwährenddesTagesanvertrauen.10 DieseFamilienkönnenzugleicheinebescheidene

Steuersenkunggeltendmachen.11 Weiterhin legt diesesProgrammeine größereProfessionalisie-

rung der „Tagesmütter“fest: eine Ausbildung innerhalbder erstenfünf Jahrenach der Aner-

kennung wird verpflichtend.12

Die AFEAMA hat die Kostenfür Eltern,die eineTagesmutterbeschäftigen,sehrstarkreduziert,

und die Maßnahmeist durchdie Informationsbemühungender CAF zunehmendbekanntgewor-

den. Die Zahl der leistungsempfangendenFamilien ist von 110.000 im Jahre1991 auf fast

500.000Ende1998 angestiegen.FastneunMilliarden Francswurdenim gleichenJahrfür die

AFEAMA durchalle RégimesderSécuritésocialeausgegeben(Fagnani2000:50f; Jenson/Sineau

2001: 31).13 Trotz der seit einigen Jahren erhöhten finanziellen Anstrengungen für den Ausbau von

Krippenplätzenbleibendieseim Vergleichzu denBeträgen,die seit 1994 für die individuellen

Betreuungsformenausgegebenwurden,eherbescheiden.Die Allocation parentaled’éducation

(APE) für die Betreuungdurch die Mutter, die Aide à la famille pour l’emploi d’une assitante

maternelleagréée(AFEAMA) oder auchdie Allocation de garde d’enfant à domicile (AGED)

9   Die Prestationspécialeassistantematernelle(PSAM). Die Sozialabgabenund Löhne wurden
aufgrundeiner Pauschaleberechnet.DieseLeistung wurde nur Familien überwiesen,die dem Régime
général angehörten.

10   Der Förderbetragentspricht der gesamtenHöhe der Sozialabgabenauf den Lohn der
Tagesmutter:für einenachtstündigenBetreuungstagsetztdie RegelungeinenLohn von mindestens2,25
SMIC-Stunden(sprich 10,90 Euro netto im Jahre1999) und höchstens5 SMIC-Stundenfest (ohne
Unkostenfür den Unterhalt und den bezahltenUrlaub). Die Familie erhält zusätzlicheine nicht zu
versteuerndePauschalunterstützungvon knapp 381,12Euro pro Trimester (im Jahre2000), wenn das
jüngsteKind unterdreiJahrealt ist, undvon 182,94Europro Trimester,wenneszwischendrei undsechs
Jahrealt ist. Soferndie FamiliemehrereKinder durcheine„Tagesmutter“betreuenlässt,hatsiedasRecht
auf je eine AFEAMA pro Kind (vorausgesetzt, die Kinder sind jünger als sechs Jahre).

11   Eine Senkungum 25 ProzentdesBetragesder überwiesenenSumme,höchstenjedoch2286,74
Euro pro Jahr,entsprichteiner Steuersenkungvon höchstens5754,95Euro (wie für in Krippen oder in
Freizeitzentren ohne Übernachtung betreute Kinder).

12  DieseAusbildungdauert60 Stundenfür die Erlaubniszur Tagesbetreuungund 120 Stundenfür
die Dauerpflege.Die Kurse werden von der Protectionmaternelleet infantile (PMI) angeboten.Sie
deckenvier Themenbereicheab: 1. Entwicklung, Rhythmenund Bedarfevon Kindern; 2. Eltern-Kind-
Beziehung;3. Rolle der Tagesmutterals Erziehungsperson;4. institutionellerund sozialerRahmen.Die
Anerkennung ist fünf Jahre gültig und erneuerbar.

13   Überseegebiete inbegriffen.



sind im Jahre1998mit 26 Milliarden Francsgefördertworden,gegenübernur 2,024Milliarden

für die öffentlichen Krippen (Fagnani 2000: 60).

Grafik 1: Entwicklung der Zahl der Betreuungsplätze in Tagespflege und Krippen bezüglich
der Zahl der unter 3-Jährigen vom 31.12.1988 bis zum 31.12.1998

Quelle: DREES (Le Corre 2001).

BezahlteKinderbetreuungkann in der eigenenWohnungoder außerhalb,in einer individuellen

oder kollektiven Struktur stattfinden.Unter den Haushalten,die im Jahre1999 eine bezahlte

Betreuungnutzten,haben61 ProzenthauptsächlicheineTagesmutter(Assistantematernelle) be-

schäftigt.33 Prozenthabeneine kollektive Betreuunggewählt (Krippe oder Halte-Garderies14)

und 6 ProzenteineBetreuungin der elterlichenWohnung.EinkommensschwacheFamiliengrei-

fen oft auf kollektive Einrichtungenzurück (Krippen, Halte-Garderies), die erheblichgünstiger

sind als die individuellenDienstleistungen(Tagesmutter,Kinderfrau).Eine Kinderfrauwird am

häufigsten in Haushaltenmit sehrhohenEinkommenund hohemBildungsstandbeschäftigt.Die

Flexibilität der Arbeitsstundenebensowie die Kombinationsmöglichkeitvon Kinderbetreuung

und Hausarbeit erhöht die Attraktivität dieser Betreuungsform für die wohlhabenden Haushalte.

Gleichzeitig gibt es großeregionaleUnterschiedein der Nutzung der freien Tagesmütter.Be-

trachtetman den Anteil der Kinder, die durch eine Tagesmutterbetreutwerden,bestehenim

Durchschnittin Frankreich18 Plätzefür 100Kinder untersechsJahren.In derRégionparisienne

und Parisim Besonderengibt esdagegennur sehrwenigeTagespflegeplätze(5,2 Plätzefür 100

Kinder),währendim Westen,zumBeispielin derVendée,eineKapazitätfür 40 ProzentderKin-

der unter sechsJahrenbesteht.Vergleicht man dieseZahlenmit der Ausstattungan Krippen-

plätzenin diesenRegionen,lässtsicheinegewisseKomplementaritätfeststellen.Im Durchschnitt

gabes9,3 Krippenplätzefür 100Kinder unterdrei Jahren(Stand31.12.1999).In Parisübersteigt

die Quotedagegen30 Plätzefür 100Kinder (Le Corre2001:4). Die Nutzungvon Tagesmüttern

14  Punktuelle kurzzeitige Tagesbetreuung.



ist auf demLandebedeutender,dahier die kollektive Angebotsstrukturnicht soentwickelt ist wie

in derRégionparisienne(INSEE2000). Die sogenannte„Politik der freien Wahl“, d. h. die Di-

versifizierung der Formen der Kinderbetreuung,hat also für Familien je nach Einkommens-

situation und Wohnort unterschiedliche Konsequenzen. 

Wendenwir unsnun derarbeitsmarktpolitischenSeitederAFEAMA zu. Die Berufsbezeichnung

„Assistantematernelleagréée“ ist seit 1992anerkannt.Der Begriff ist insofern nur ungenaumit

„Tagesmutter“übersetztals eineAssistantematernellesowohlfür eineTagespflegeals auchfür

eine Dauerpflege oder auch beides zugleich ausgebildet sein kann. Assistantes maternelles können

ihren Beruf als Selbständigebzw. als Angestelltevon Privatpersonenausübenoder bei einer

PrivatorganisationoderGebietskörperschaftbeschäftigtsein.Siedürfenhöchstensdrei Kinder in

ihrer Wohnung betreuen.Unabhängigvon ihrem BeschäftigungsstatusbenötigenAssistantes

maternelleseineAnerkennungzur AusübungihresBerufes.Am 31. Dezember1999warenbei

der PMI 400.000solcherAnerkennungenregistriert.Davon376.000als Assistantesmaternelles

libérales15 und 26.000als Angestelltein den Familienkrippen(Crèchesfamiliales). Assistantes

maternelles müssen unabhängig von ihrem Beschäftigungsstatus bei der Rentenzusatz-

versicherung der Hausangestellten (IRCM) versichert sein (Le Corre 2001).16

Die EnquêteEmploi des INSEE vom März 2000 hat etwas mehr als 200.000 Assistantes

maternelleslibéraleserfasst.Diesewarenim Durchschnitt44 Jahrealt (die Hälfte von ihnenälter

als 43 Jahre,15 Prozentzwischen50 und 54 Jahrealt). DiesesDurchschnittsalterwar höherals

dasderGesamtheitder Beschäftigtenim Privatsektor(38 Jahreim Durchschnitt).Fastdie Hälfte

dieserfreiberuflichenAssistantesmaternelleshattekeineeigenenKinder unter18 Jahrenundnur

11 Prozentvon ihnenbesaßenzumindestein eigenesKind untersechsJahren.50 Prozentlebten

auf demLandeoder in Städtenmit wenigerals 20.000Einwohnern.In siebenvon zehnFällen

wohntensie in einemEinfamilienhaus.Die großeMehrzahlder Assistantesmaternelleswar ge-

ringqualifiziert. 50 Prozentbesaßenkein Abschlusszeugnisund 35 Prozentein CAP oder BEP

(Le Corre 2001: 7).17

80 Prozentder befragtenAssistantesmaternellesbesaßenbereitsim Vorjahr einenArbeitsplatz.

Fastalle übtenim vergangenenJahrdengleichenBeruf aus,während5 Prozentangaben,arbeits-

los gewesenzu sein.40 ProzentBefragtengabenan, täglich wechselndeArbeitszeitenzu haben.

Ein Drittel arbeitetein Teilzeit (wie die Gesamtheitder Arbeitnehmerim Privatsektor).Drei mal

sooft wie Beschäftigteim PrivatsektorarbeitetenAssistantesmternellesjedochmehrals40 Stun-

denpro Woche.Knappdreivon zehnAssistantesmaternellesarbeitetensamstags,gegenüberfünf

von zehnderArbeitnehmerim Privatsektor.Im März 2000betrugdermonatliche Durchschnitts-

nettolohneinerAssistantematernellenachderEnquêteEmploi487,84 Euro,unabhängigvon der

15  Davon320.000für die Tagesbetreuungin freiemRahmen,46.000für die Dauerunterbringungim
Rahmen der Aide sociale à l’enfance (ASE) und 10.000 Assistantesmaternelles mit beiden
Qualifikationen.

16  Das französischeRentenversicherungssystembestehtauszwei Pflichtsäulen:dem allgemeinen
System und den berufsbezogenen Zusatzversicherungssystemen.

17  Der Besuch eines berufsbildenden Gymnasiums (Lycée professionnelle) nach der Sekundarstufe 1
führt innerhalb von zwei Jahrenzum Brevet d'étudesprofessionnelles(BEP) oder zum Certificat
d'aptitudeprofessionnelle(CAP ~ Facharbeiterbrief),nachweiterenzwei Schuljahrenkann danachdas
berufsorientierte Abitur (Bac professionnel) erlangt werden.



Zahl der betreutenKinder und der Arbeitszeit.Die Hälfte der Assistantes maternelles gabenan,

einen Nettolohn unter 365,88 Euro pro Monat zu erhalten.

Zusammenfassendlässt sich festhalten,dassdurch die arbeitsmarktpolitischeAusrichtungder

AFEAMA zwar Arbeitsplätzefür Frauenaus der Schwarzarbeitherausgehobenworden sind.

Gleichzeitig mussaber auch festgestelltwerden,dassdie Individualisierungstendenzenin der

Kinderbetreuungim doppeltenSinnesozialeUngleichheitfördern.Zum einenbestehtdie soge-

nannte„freie Wahl“ zwischenkollektiver Betreuungund individuellen privaten Betreuungs-

formennur für die ohnehinbessergestelltenFamilien.Und zumanderenlässtdie Qualitätderge-

schaffenenArbeitsplätzezu wünschenübrig, denneswerdenausschließlichprekäre,flexible und

schlechtbezahlte Arbeitsplätze für geringqualifizierte Frauen geschaffen.

5 Schluss

In Frankreichhat sich an traditionellenUngleichheitsstrukturenin der Arbeitsteilungzwischen

Männernund Frauenauf dem Arbeitsmarkt, aber auch im Privatleben,trotz einer starkenAr-

beitsmarktintegrationvon Frauen(und vor allem Müttern) nichtsgeändert.Die Norm der voll-

zeitigenkontinuierlichenErwerbsbeteiligungvon Frauenscheintsichvor allemfür geringqualifi-

zierte Frauenseit den familienpolitischenReformen der 90er Jahreabzuschwächen.Durch die

Schaffungder individualisiertenKinderbetreuungsformenwerdenqualifiziertenFrauenzwarKar-

rierechanceneröffnet, gleichzeitig werden vor allem für geringqualifizierteund junge Frauen

schlechtbezahlteund relativ prekäreArbeitsplätzegeschaffen.Zudemwird sozialeUngleichheit

entgegendemModell dergleichheitsförderndenöffentlichenKinderbetreuungdurchdenAusbau

marktförmiger individualisierter Kinderbetreuungsformen verschärft.

Die GrundlagederfranzösischenFamilienpolitikwar bisherdasZwei-Einkommen-Modell,dasin

seiner modernenVersion eine hohe vollzeitige und kontinuierliche Erwerbsintegrationvon

Frauen beinhaltete.Diese Homogenisierungmännlicher und weiblicher Erwerbsverläufebei

gleichzeitiger Aufrechterhaltungder traditionellengeschlechtlichenArbeitsteilung- sowohl in-

nerhalbder Familieals auchim öffentlichenRaum- führte in der feministischenvergleichenden

Wohlfahrtsstaatsforschungzu einer Typisierung Frankreichs als moderatesErnährermodell

(Lewis/Ostner1994;Ostner1995),d. h. als eineMischform zwischenstarkemund schwachem

Ernähermodell.Die familienpolitischenReformender 90erJahrefördernentgegendem Modell

der Zwei-Einkommen-Familieeine reduzierteweibliche Erwerbsintegration.Sie unterstützen

durchdie Erziehungszeit(APE) denRückzugausdemArbeitsmarktsowieprekäre,flexible und

schlechtbezahlteBeschäftigungsverhältnissefür Frauen,die eineeigene,vom Ernährerlohnunab-

hängigeExistenzsicherungnicht mehr ermöglichen.Es lassensich also Tendenzenin Richtung

des starken Ernährermodells beobachten.

Eine eindeutigereZuordnungdesfranzösischenSozialmodellsin die bestehendengeschlechter-

sensiblenTypologienlässtsich jedochtrotzdemnicht vornehmen,da sich entlangvon Klassen-



unterschiedenauch Unterschiedein den Geschlechterregimesinnerhalb des französischen

Modells festmachenlassen.Hier herrschengleichzeitigzwei Modelle vor, die sichnachdenRe-

formen der 90er Jahredeutlicher abzeichnen:das schwacheErnährermodellfür qualifizierte

Frauenund das starke Ernährermodellfür geringqualifizierteFrauen.Eine internationalver-

gleichendeTypologie von WohlfahrtstaatsregimesmussdemnachsowohlKlassen-als auchdie

Genderkategorien analytisch einbinden.



Abkürzungsverzeichnis

AA Allocation d’adoption

AF Allocations familiales

AFEAMA Aide à l’emploi d’une assistante maternelle agréée

AGED Allocation de garde d’enfant à domicile

AM Assistante maternelle agréée

APE Allocation parentale d’éducation

API Allocation pour parent isolé

APJE Allocation pour jeune enfant

ARS Allocation de rentrée scolaire

ASE Aide sociale à l’enfance

ASF Allocation de soutien familial

ASU Allocation de salaire unique

CAF Caisses d’allocations familiales

CF Complément familial

CNAF Caisse nationale des allocations familiales

CSG Contribution sociale généralisée

ILO International Labour Organization

INSEE Institut national de la statistique et des études économiques

PMI Protection maternelle et infantile (PMI)

PSAM Prestation spéciale assistante maternelle

RDS Remboursement de la dette sociale

SMIC Salaire minimum interprofessionel de croissance

StaBA Statistisches Bundesamt
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